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«Es ist die Pflicht des Bauern,  
sich zu informieren»

Direktzahlungen sind an Bedingungen geknüpft – nicht allen Bauern ist klar an welche

Der Fall eines Fricktaler 
Bauern, dem das Landwirt-
schaftsamt die Direktzah- 
lungen um 75 Prozent kürzen 
wollte, hat weit über die 
Region hinaus für Schlag-
zeilen gesorgt. Die NFZ hat 
sich mit der zuständigen 
Rechtsanwältin über den Fall 
und den Einfluss der Politik 
unterhalten.

Simone Rufli

NFZ: Frau Schuler, Ihr Arbeitgeber, 
die Studer Anwälte und Notare AG 
in Laufenburg, ist schweizweit 
führend im Bereich von Landwirt-
schaftsrecht. Kommt es im Zusam-
menhang mit Direktzahlungen oft 
zu Rechtsstreitigkeiten? 
Petra Schuler: Wir sind häufig bera-
tend tätig. Wir erklären, welche Vor-
aussetzungen man erfüllen muss und 
wohin man sich wenden muss, um 
Direktzahlungen zu erhalten. Zu 
Rechtsfällen im Zusammenhang mit 
Direktzahlungen kommt es dagegen 
relativ selten. In der Regel fallen die 
Sanktionen nicht so hoch aus, als dass 
sich deswegen ein Gang vor ein Ge-
richt lohnen würde. Die Gerichts- und 
Anwaltskosten wären am Ende höher 
als die eigentliche Strafe. 

Kommen die Bauern immer mit 
ähnlichen Anliegen zu Ihnen?
Unsere Beratungen sind sehr indivi-
duell. Gemeinsamkeiten sind selten. 
Der in der Direktzahlungs-Verordnung 
festgehaltene Anforderungskatalog ist 
ebenso vielfältig, wie der Katalog an 
möglichem Fehlverhalten und Fehl-
dokumentationen.

Wie muss man sich das vorstellen? 
Bekommt der Landwirt eine Liste, 
in der präzise aufgeführt ist, 
welche Voraussetzungen er erfüllen 
muss, damit er sich keine Straf-
punkte beziehungsweise Abzüge 
einhandelt?
Der Bauer bekommt keine Liste. Was 
er bekommt, ist ein Büchlein mit ei-
nem Katalog, für was generell Direkt-
zahlungen beantragt werden können. 
Er kann heute zudem für seinen An-
trag auf Direktzahlungen Computer-
programme und Internet-Broschüren 
benutzen, um seinen konkreten Antrag 
zusammenzustellen. In Bezug auf die 
Strafpunkte gibt es die Verordnung, 
welche öffentlich einsehbar ist. Der 
Bauer muss sich selber darum küm-
mern, dass er alle nötigen Informati-
onen bekommt. Es besteht eine soge-
nannte Holschuld seitens des Bauern. 

Wenn man auf der sicheren  
Seite stehen will, empfiehlt sich 
demnach eine professionelle 
Beratung.

Wenn man einen Hof übernimmt, emp-
fiehlt sich ganz sicher eine Beratung. 
Es sei denn, man übernimmt den Be-
trieb des Vaters und will ihn genau 
gleich weiterführen. Sobald man aber 
diversifiziert, zum Beispiel neben der 
Tierhaltung auch neu Obst dazu 
kommt, kommen wieder andere Vor-
schriften hinzu. Heute sind die Betrie-
be allerdings eher spezialisiert, um 
den Aufwand bei der Bewirtschaftung 
in Grenzen zu halten.

Im Aargau ist das kantonale 
Landwirtschaftsamt für den Voll- 
zug der Direktzahlungs-Verord-
nung zuständig. Wer führt die 
Kontrollen auf dem Hof durch?
Es gibt keine Instanz, die alles kont-
rolliert. Es gibt Kontrolleure für jeden 
Bereich. Für die Tierhaltung, wie im 
Fricktaler Fall, übernimmt das Vete-
rinäramt die Kontrollen. Je nach 
Zweck der Überprüfung erfolgt eine 
Kontrolle nach Voranmeldung oder 
auch überraschend. 

Um beim Fricktaler Fall zu bleiben. 
Es gab unter anderem Strafpunkte, 
weil die Kühe verschmutzt waren. 
Wer entscheidet, was verschmutzt 
bedeutet?
Jede Verordnung bietet Spielraum in 
der Auslegung des Textes. Gerade bei 
der Verschmutzung lässt sich ein Urteil 
nur aufgrund des Gesamtbildes auf 
dem Hof fällen. Es gibt auch andere 
Bereiche, wo die Situation auf dem Hof 
ausschlaggebend ist. Im übrigen bringt 
auch der Wertewandel in der Gesell-
schaft Veränderungen mit sich: Die 
Fläche, die einem Tier im Stall zusteht, 
zum Beispiel, hat sich gegenüber frü-
her vergrössert. Weiter darf man nicht 
vergessen, dass Änderungen in der 
Verordnung aufgrund von politischen 
Entscheiden entstehen. Und doch ist 
es die Pflicht eines jeden Bauern, sich 
am besten jährlich über die aktuellen 
Vorschriften zu informieren.

Es gibt also immer einen  
Ermessenspielraum?
Ja. Und die Direktzahlungs-Verord-
nung wird auch regelmässig ange-

passt und überprüft. Doch ein Gericht 
kann immer nur überprüfen, ob sich 
die gesetzgebende Behörde innerhalb 
ihres Kompetenzrahmens bewegt. 
Konkret heisst das, das Gericht darf 
den Ermessenspielraum, den der Bun-
desrat beim Erlass der Kürzungsbe-
stimmungen in der Verordnung hat, 
nicht aushebeln. Das verbietet das 
Prinzip der Gewaltenteilung. Dasselbe 
gilt für die Verhältnismässigkeit. Wenn 
die Bevölkerung das Gefühl hat, die 
Anwendung des Strafpunktesystems 
erfolge nicht verhältnismässig, dann 
müssen die Politiker, möglicherweise 
mit Unterstützung der Medien, aktiv 
werden und wir können das Gesetz 
ändern. 

Das 2015 eingeführte neue  
Strafpunktesystem will ja auch 
keine Betriebe eliminieren...
Das ist richtig. Es ist in erster Linie ein 
Lenkungsmittel. Wie hoch die Strafen 
ausfallen sollen, ist ein politisches The-
ma, das auch von der Politik beant-
wortet werden soll. Der Fricktaler Fall 
hat deshalb für so viel Aufsehen ge-
sorgt, weil die zuerst ausgesprochene 
Kürzung der Direktzahlungen im exis-
tenzgefährdenden Bereich lag.

Am Ende führte eine einzige Kuh 
zur entscheidenden Herabsetzung 
der Strafe. Wie konnte es zu diesem 
Rechnungsfehler kommen?
In einem Grossbetrieb treffen ver-
schiedene Arten von Tierhaltung auf-
einander. Im konkreten Fall gab es 
freilaufende und angebundene Kühe. 
Für die beiden Kategorien gibt es un-
terschiedliche Vorschriften. Den an-
gebundenen Kühen muss ein regel-
mässiger Auslauf gewährt werden, 
welcher in einem Journal festzuhal-
ten ist. Die Anbindevorrichtung ist 
nicht immer ganz deutlich zu erken-
nen, so dass es schon mal zu einem 
Fehler beim Zählen kommen kann. 
Wir konnten aber nachweisen, dass 
aufgrund der Platzverhältnisse und 
den Vorschriften über den Mindest-
abstand von angebundenen Kühen, 
lediglich die Haltung von 26 Kühen 
erlaubt ist.

Nachdem die Kürzung der  
Direktzahlung von 110000 Franken 
auf 11000 Franken reduziert 
worden ist, lassen Sie den Fall nun 
auf sich beruhen?
Ja. Erstens haben wir in den zentralen 
Punkten Recht bekommen und zwei-
tens wünscht sich unser Mandant, 
dass wieder Ruhe einkehrt und er un-
gestört seiner Arbeit nachgehen kann.

Das grosse Medieninteresse  
könnte aber auch andere Bauern 
wachgerüttelt haben?
Das ist gut möglich. Ich weiss nicht, 
wie stark den Bauern bisher bewusst 
war, dass sich die Verordnung vor zwei 
Jahren wesentlich verändert hat. 

Welche Bedeutung haben die 
Direktzahlungen heute für die 
Existenz von landwirtschaftlichen 
Betrieben?
Die Direktzahlungen sind für die Bau-
ern von existenzieller Bedeutung. Zu-

dem werden damit auch Leistungen 
abgegolten, die diese für die Allge-
meinheit erbringen und die nachhal-
tige Produktionsform wird damit ge-
fördert. Es handelt sich um einen 
politischen Entscheid, dass man die 
Produktion im eigenen Land erhalten 
will, ebenso die Biodiversität. Dazu 
kommen Aspekte von Umwelt- und 
Naturschutz.

Zum Schluss noch einen Blick  
in die Zukunft. Es gibt Stimmen, 
die fordern, dass Kürzungen  
nur den Bereich betreffen sollen,  
in denen das Fehlverhalten fest- 
gestellt wurde. Heute ist es so,  
dass die Kürzungen alle Bereiche 
betreffen.
Auch das ist ein politischer Entscheid. 
Man will keine Schlupflöcher anbieten. 
Der Bauer soll sich insgesamt die Bei-
träge verdienen. Dieser Gedanke 
steckt hinter der heute geltenden Re-
gelung.
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Die mit dem Fall betraute Rechtsanwältin 
Petra Schuler.�

Der Fricktaler Fall 
in Kürze
Das Landwirtschaftsamt Aargau 
kürzte die Direktzahlungen für ei-
nen Fricktaler Bauern um 75 Pro-
zent, konkret um etwa 110000 
Franken. Diese Kürzung wurde 
durch den Bauern, vertreten durch 
die Studer Anwälte und Notare 
AG, angefochten. 

Die Beschwerde wurde vom 
Verwaltungsgericht grösstenteils 
gutgeheissen und die Kürzung der 
Direktzahlungen auf 11000 Fran-
ken reduziert. 

Ein Komplettausschluss der 
Direktzahlungen konnte abgewen-
det werden, weil nachgewiesen 
werden konnte, dass sich auf  
dem Hof lediglich 26 angebundene 
Kühe befanden und nicht wie  
ursprünglich angenommen 27 Kü-
he. Der Landwirt und die zustän-
dige Rechtsanwältin Petra Schuler 
werden den Fall nicht weiter zie-
hen. (sir)

Was sind  
Direktzahlungen?
Die rund 46000 Schweizer Land-
wirtschaftsbetriebe erhalten pro 
Jahr insgesamt mehr als zwei Mil-
liarden Franken für die Erbringung 
von gewissen Leistungen. Gemäss 
Artikel 104 der Bundesverfassung 
handelt es sich um Beiträge zur Ver-
sorgungssicherheit, zur Pflege der 
Kulturlandschaft, der Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen, um 
Biodiversitätsbeiträge und Beiträge 
im Bereich naturnaher, umwelt- und 
tierfreundlicher Produktion. Mit die-
sem Geld, genannt Direktzahlun-
gen, greift der Gesetzgeber lenkend 
in die Landwirtschaft ein. Seit zwei 
Jahren gilt gemäss Bundesverord-
nung ein Strafpunkte-System. 
Wenn ein Bauer mehr als 110 Straf-
punkte erhält, werden ihm alle Di-
rektzahlungen gestrichen. 2015 
wurden die Direktzahlungen 
schweizweit in rund 5000 Betrieben 
gekürzt. (sir)


